
  17.06.2025 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.06.2025 

Geschäftszahl 

Ra 2025/20/0010 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2014/01/0003 B 4. Juni 2014 RS 2 (hier: Angelegenheiten nach dem AsylG 2005; hier ohne 
'es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die Voraussetzungen für die Zuerkennung der aufschiebenden 
Wirkung ohne weiteres erkennen lassen.') 

Stammrechtssatz 

Nichtstattgebung betreffend §§ 3, 8, 75 Abs. 20 AsylG 2005 - Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes hat die beschwerdeführende (nunmehr revisionswerbende) Partei - unabhängig 
vom Fehlen eines zwingenden öffentlichen Interesses - in ihrem Antrag zu konkretisieren, worin für sie 
der unverhältnismäßige Nachteil gelegen wäre (vgl dazu u.a. den hg. Beschluss eines verstärkten Senates 
vom 25. Februar 1981, Zl. 2680/80, VwSlg 10381 A/1981). Um die vom Gesetzgeber geforderte 
Interessenabwägung vornehmen zu können, ist somit nach ständiger Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes erforderlich, dass die revisionswerbende Partei schon in ihrem Antrag auf 
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus welchen tatsächlichen Umständen sich 
der von ihr behauptete unverhältnismäßige Nachteil ergibt, es sei denn, dass sich nach Lage des Falles die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung ohne weiteres erkennen lassen. 
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